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Medienpolitik
Zur Problematik einer aktuellen Diskussion

Die Parteıen haben diıe Medienpolıitik entdeckt. Auf allen Seiten 21Dt Medienpapiere.
Bundesparteien und deren Untergliederungen legen Medienkonzepte VOL oder arbeiten
an iıhnen. Protessoren sınd bemüht, den Politikern handteste Hılte eısten, und haben
ihrerseits entsprechende Pläne ausgearbeitet. Der Deutsche Juristentag hat sıch mi1t
einem besonders aktuellen Teilproblem der Medienpolitik betafßt. Kaum ıne Akademie
oder Volkshochschule hat das Thema nıcht aufgegriffen.

Be1 dieser Publizität des Themas Medienpolitik sollte mMa glauben, da inzwischen
kein möglıcher Gesichtspunkt unbeachtet geblieben 1STt. Allein Wer sıch iın die aterıe
vertieft, WeTr verschiedenen Tagungen teilgenommen hat, stellt mi1t Erstaunen fest:
Nur wenıge Argumente werden vorgelegt. Dıie Teilnehmer der Tagungen wechseln, die
Redner leiben dieselben. Jeder kennt die Gedanken des anderen und seine Begründung
un holt Aaus seinem Arsenal die ebenftalls ekannten Darlegungen hervor. So dreht sich
die medienpolitische Diskussion 1m Kreıis und kommt praktisch nıcht MC Fleck

Das lıegt nıcht z7uletzt daran, dafß S1e weithin VO  > ideologischen Thesen beherrscht 1st
un empirısch erhärtete Tatsachen in ıhr kaum ıne Rolle spielen. Man o1bt sıch auch
kaum Mühe, Sachwissen W1e€e dıe publızistischen Auswirkungen einer lokal alleinge-
stellten Zeıtung ın das Gespräch einzubringen. Man 1St zufrieden, wWenNnn die Ideologıe
stimmt. SO überrascht kaum, dafß dıe Medienpapiere sıch vornehmlich mMi1t den prıvat-
wırtschaftlich organısıerten Zeıtungen befassen und die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten 1Ur Rand erwähnen, da{fß Roßkuren blo{fß den Zeıtungen verschrieben
werden und Rundfunkanstalten 1ın iıhrer Struktur fast als Vorbild erscheinen. Steckt
dahinter die Aversıon die Privatwirtschaft überhaupt?

Medienpolitik Mas 1n eıner Gesellschaft, die VO  - „Informationen zweıter Hand“ lebt,
notwendig se1in. Man kann sıch - auf den Standpunkt stellen, keine Medienpolitik
se1l auch schon ıne bestimmte, weil S1€e den Dıngen ıhren Lauf äßt Eıne Medienpolitik,
die diesen Namen verdient, mu(ß sıch den komplizierten und verwickelten Grund-
gegebenheiten orlıentieren, dart S1e nıcht simplıfızıeren oder reduziıeren und icf insbe-
sondere nıcht berechtigt, Meınungs-, Informations- und Pressefreiheit tangıeren. Sıe
sollte weıterhın das Gesamt der Medien 1m Auge haben und den Versuch machen, durch
gezielte Maßnahmen die einzelnen Medien strukturieren helfen, da{fß das Mıtein-
ander der Medien nach Funktion und Wiıirkung optimal werden kann, und WAar 1m
Interesse des Publikum_s.
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H:  uten mu{ sich jede Medienpolitik davor, blofß bestimmte Probleme herauszupicken
und MI1t ideologischer Voreingenommenheıit Lösungsvorschläge für Teilbereiche OrZUu-

legen. Besonders schlimm wiıird CDy S1ie mi1it dem Grundgesetz und bestehenden Ge-
setzen Sar Jeichttertig umgeht und VOTL einer Aushöhlung der Grundrechte nıcht —

rückschreckt. Dann wird offenkundıg, da{fß nıcht die Medien, sondern die Fundamente
uUunNnseTer Demokratie schlechthin 1in rage gestellt werden.

Nun 1St dıe Demokratiekritik heute 1n ode gekommen. Fıne repressive Gesellschaft,
behauptet MmMan, suche ıhr Herrschaftsgetüge erhalten und die bestehenden nge-

rechtigkeıten zementieren. Dıe Medien bemühten sıch, das Bewußfßtsein ihrer Leser
vernebeln und gerade adurch dıe bestehenden Machtverhältnisse festigen; denn die

privatwirtschaftlich arbeitenden „Produzenten VO  3 Massenmedıien“ Nnufztifen „un dem
Zwang der Gesetze monopolkapitalistischer Produktion die gesellschaftlich vermittelte
Ohnmacht ıhres Publikums“ Aaus Deshalb musse durch ıne ewußte Medienpolitik für
Abhilte Zesorgt werden.

Ideologische Medienpolitik

Dıiıese politischen Ideologen kümmert nıcht, dafß die überwiegende Mehrheit des
Volks MI1t den Medien und dem, W as S1ie bıeten, zufrieden 1St Im Gegenteıl, diese -
friedenheıt 1STt ıhnen eın Dorn 1m Auge, weil Ssie erkennen lasse, daß die Mehrheıt das
„Talsche“ Bewußtsein habe und ErSt Z „richtigen“ werden musse. Es versteht
sich VO  e selbst,; da{fß die „aufgeklärte“ Minderheıt 1m Besıitz des „rechten Glaubens“ 1St.

Verwunderlich 1St, daß Politiker den ideologischen Sırenengesangen gebannt folgen,
Begrifte aufgreifen, die VO  - dieser Seite in die Diskussion geworfen sind, und NUu  - ihrer-
se1its alles Cun, ein entsprechendes Medienkonzept vorzulegen. Dabei merken s1e häufig
Sal nıcht, Ww1e bereits ıhre Ausgangsposıtion dadurch untergraben 1St, da{fß S1e eın remdes
Begrifissystem verwenden.

Es x1bt bestimmte Formeln, die in nahezu allen medienpolitischen Papıeren und Dıs-
kussionen auftauchen und angebliche Gefahren aufzeigen: Gewinnmaxımlerung der

kapitalistisch betriebenen Zeıtungen, Zeıtungspresse als Produkt und Produzent gesell-
schaftlicher Verhältnisse, Manipulation, Konzentratıon und Bildung VO  =) Meınungs-
monopolen, Gefährdung der Pressefreiheit VO  ; innen her, Tabuisierung bestimmter
Themenbereiche durch alle Medien.

Untersucht Ma  an diese Vorwürfe näher, lassen S1€e sich 1mM Sınn des Neo-Marxısmus
1n einem einzıgen Ausdruck usammentassen: kapitalistische Privatwirtschaft. Sıe 1St bei
den Medıiıen angeblich die eigentliche Wurzel des Übels Denn diese Wirtschaftsform se1
autf Gewinnmaxıiımlerung angelegt und mMusse eshalb die SoOgenaNNTE „Öffentliche Auf-
gabe“ der Presse mißachten. Die Konzentratıion des Kapitals führe ZUr Bildung VO  .

Holzer Schmid, Massenkommunikatıon 1n der Bundesrepublik, 1n ! Alternatıven der Uppo-
s1t10N, hrsg. Hıtzer u,. Opıtz (Köln 268
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Monopolen, die als Meinungsmonopole eine Bedrohung des einzelnen darstellen. Sıe
verschleierten die Herrschaftsverhältnisse, weıl S1e sich selbst nıcht 1in rage stellen lassen
wollen. Sie tabuisierten eshalb estimmte Bereiche, die 1n keinem Medium behandelt
werden dürfen, w1e die Lebensverhältnisse des Volks, die Produktionsverhältnisse, die
Eıgentumsverhältnisse und die Herrschaftsverhältnisse. Der Verleger, analog der Inten-
dant, se1 als Kapıtalıist der „Herr 1m Haus“, kehre dıesen Standpunkt ständı1ıg heraus
un: gefährde damıt die Pressefreiheit VO  = ınnen her In der Presse se1 das echt auf
Meinungsfreiheit noch immer aufs CNSSTE MIt dem Kapiıtaleigentum verbunden Der
Journalıst se1l gegenüber dem Herrschaftsanspruch monopolisierter Privatwirtschaft
wehrlos

Ails Heilmittel werden VO  ' derselben Seıite angepriesen: Grenzziehung zwiıschen „Of-
ftentlichem Auitrag“ der Presse und privatwirtschaftlichem Interesse der Verleger,
„innere Pressefreiheit“ yarantıeren, Bildung VO  e Landespresseausschüssen ZUFE Kon-
trolle der soz10-ökonomischen Machtausübung der Zeıtungen, Fusionskontrolle und
Entflechtung bestehender Konzerne, Demokratisierung der Verlage VOTLr allem durch
Mitbestimmung der Redakteure bei Einstellung und Entlassung des Chetredakteurs und
der Ressortleiter, Anzeıgensteuer bzw Gründung eiıner Anzeigengenossenschaft,
„die VO  =) der werbetreibenden Industrie und iıhren Agenturen angebotenen Inserate
verteilen SOWIl1e die eingehenden Anzeigenerlöse nach eiınem Schlüssel die angeschlos-

Unternehmen weıterzugeben“ schließlich dıe Umwandlung der privatwirtschaft-
lıch betriebenen Presse iın Ööftentlich-rechtliche Anstalten, Stiftungen USW.

In diesem Katalog £511t auf, da{ß alle Ma{fßnahmen chritte einer Vergesellschaftung
der Medien sınd. Der Verleger oll welt entmachtet werden, daß allmählich ZAE

„ Weisungsempfänger seiner Journalısten“ wird, bis schließlich Sanz ausgeschaltet iSt.
Diesem Ziel dienen letztlich auch vıele der bisher vorgelegten Vorschläge ZUrr Gestal-
tung der „inneren Pressefreiheit“ und die Forderung nach Demokratisierung der Presse-
Unternehmen, 54la1z schweigen VO  a dem Ansınnen nach Entflechtung und nach eiıner
Anzeigengenossenschaft.

wel grundsätzliche Fragen sınd hier stellen und beantworten, auf die kein
Medienpapıer eingeht: Wıe sıeht die privatwiırtschaftliche Struktur der Zeıtungen Aaus,
und in welchem Verhältnis stehen die SOgeENANNTE öffentliche Aufgabe der Zeıtungen und
die privatwirtschaftliıchen Interessen der Verleger? Auf diese rage 1St eshalb eINZuU-
gehen, weiıl INa  =) (0)8% vielleicht perfekten Lösungen kommt, die 1mM luftleeren Raum
Bestand haben mOögen, 1n Wirklichkeit jedoch sehr schnell zerbrechen.

O  “ Koubek, Wirtschaftliche Konzentration und gesellschaftliche Machtverteilung 1n der Bundes-
republik Deutschland, 1n : Aus Politik und Zeitgeschehen, Beilage ZUr Wochenzeitung Das Parlament

VO: F2;
mP Die Tabus der bundesdeutschen Presse, 1er Wıe sind die Tabus brechen?, hrsg. AL Spoo (Mün-

chen 124
Holzer, 273

5 Schoeck, Vorsicht Sd1feibtisdltäter (Suttgart 248
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Die privatwirtschaftliche Struktur der Presse

Dıie Presse der freien Welt, nıcht 1Ur ın der Bundesrepublik, iSt privatwiırt-
schaftlich organısıert. Sıe 1St bisher ihrer Aufgabe nach allgemeinem Urteil ZuLt gerecht
geworden. Ist dies geschehen oder SChHh ıhrer privatwirtschaftlichen Struktur?

Die Zeıtung 1St ıne Einheit VO  - Wıiırtschaftsunternehmen, dem auch die Technik
gehört, und geistiger Produktion. ıne gesunde wirtschaftliche Basıs 1St die Vorausset-
ZUNg für das Erscheinen der Zeıtung überhaupt und tür ıhre Unabhängigkeıt. Dıie Dyna-
mık des publizistischen und wırtschaftlichen Prozesses verlangt ıne ständıge Markt-
beobachtung und e1n schnelles Reagıeren auf jede eingetretene AÄnderung. Das Unter-
nehmen mu sich marktgerecht verhalten, WenNnn sıch behaupten 111l Das verlangt
VO der Leitung des Unternehmens persönliche Inıtiative, Eıgenverantwortung und
entsprechenden Einfluß auf das Produkt. Kraftvolle Reaktionen sınd immer auch mMI1t
Wagemut verbunden, der besten und verantwortungsbewufßßt VO  s dem praktizıert
wiırd, der auch, 7L durch den Eınsatz persönlichen E1gentums, die Verantwortung und
das Rısıko mıtträgt.

Die privatwiırtschaftliıche Struktur ISt eın siıcherer CGGarant für iıne VO Staat unabhän-
g1ge Presse. S1ıe ermöglıcht freie Meınungsäufßerung, die den Leser respektiert. Der Ver-
Jeger ann die Nahtstelle zwischen Leser und Redaktion se1ın. ber ıh äuft die „ RUCck=-
koppelung“ (Feedback), die Reaktion des Lesers autf die Haltung der Zeıtung Er
hat VOTLT allem dafür SOTSCNH, daß diıe Meınung des Lesers beachtet wird. SO kommt
durch den Verleger, der mıt seinem Eıgentum haftet, eınem Leistungswettbewerb 1mM
Interesse des Lesers.

Dıie iın vielen Medienpapieren vorgeschlagenen Leserräte oder Landespresseausschüsse
sınd ine Hılfskonstruktion, die dıe publizistische Entmachtung des Verlegers kaschieren
soll Dennoch enthüllen diese Forderungen iınsbesondere dort, die Zusammensetzung
der remıen durch institutionalisierte Gruppen nach angeblich relevanten Kräften der
Gesellschaf* erfolgen soll; da{fß MIt der Zurückdrängung des Verlegers die Machtüber-
nahme durch radikale Gruppen geplant 1St Der Leser kann jedenfalls über den Ver-
Jeger eher seinem Recht kommen als über ANONYMEC Gruppen, die wirtschaftlichen
Gedeihen der Zeıtung allenfalls indirekt ınteressiert S1ind.

Damıt 1St der zentrale Punkt gENANNT: der Leser (Rezıpient) und die Rolle, die 1im
Kommunikationsproze{ß spielt. Wer der privatwırtschaftlichen Struktur der Presse
festhält, raumt dem Leser eınen entscheidenden Platz 11 Er bestimmt wesentlich mıt,
WwW1e die Zeitung aussehen oll und welche Organe Leben leiben. 7Zwischen Leser,
Verleger un Redaktion esteht ıne Art Dreiecksverhältnis. Keıiner dieser Faktoren
dart achtlos beiseite geschoben werden. Fur die Verfechter einer soz1alısıerten Presse
spielt der Leser, der Ja ohnehin das „Ttalsche“ Bewußtsein habe, 1L1Ur ine untergeordnete
Rolle Er 1St nıcht Subjekt 1m Kommunikationsprozeißs, sondern LLULI Objekt, das ErZOSCH

Schoeck, 248
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werden MUu: Hıer 1St die gesunde wırtschaftliche Basıs der Zeitung bloß insotern VO  o

Bedeutung, als die in iıhr Tätiıgen iıhren Lebensunterhalt ZuL verdienen wollen. Die Re-
daktion wırd ZU Erzieher des Lesers, die Zeıtung ZUu Bannerträger einer (D
sellschaftsordnung, der Revolution.

„Offentliche Aufgabe“ der Presse

Die zweıte Frage nach dem Verhältnis VO  $ „OÖfftentlicher Aufgabe“ und privatwirt-
schaftlichem Interesse siıch bei SCNAUCM Zusehen als Scheinfrage. Der Begriff
„OÖffentliche Aufgabe“ der Presse, der in alle Landespressegesetze Eıngang gefunden
hat, besagte zunächst nıchts anderes als öftentliche Interessen VCELTELCH,; bzw eın Ner-
kanntes Interesse der Oftentlichkeit estimmten Fragen wahrnehmen. Er 1St W C-
der Jurıistisch noch Sar verfassungsrechtlich fassen, ıhm kommt lediglich soz10logische
Bedeutung Z die INa  e AUS dem Terminus „Offentliches Interesse“ folgern kann.

Im Lauf der eıt wurde versucht, der „OÖffentlichen Aufgabe“ einen Inhalt
veben. Mıiıt der These VO  > der Presse als „Vvlerter Gewalt“ wurde die Aufgabe der Presse
in unmıittelbare ähe den drei klassischen Gewalten gebracht und damıit aller
gegenteiligen Behauptungen mehr oder wenıger als amtliche oder staatliche Aufgabe
verstanden. Nun ann INa  w} VO  e „OÖffentlichem Amt- „OÖffentlicher Dienstleistung“,
„OÖfftentlicher Magıstratur“ der Presse sprechen

Damıt 1St die tradıtionelle Auffassung VO der Pressetreiheit als einem prıimären Ab-
wehrrecht gegenüber dem Staat weıtgehend verlassen. Denn die staatsähnliche „OÖftent-
iıche Aufgabe“ verleiht der Presse nahezu Hoheitsrechte. Von hier Aaus 1St bloß noch
eın Schritt, der Presse einen „Öffentlichen Auftrag“ zuzuerkennen, den s1e sıch natürlich
nıcht selbst geben kann, sondern der ıhr VO  e ırgendeıiner Nnstanz übertragen seın MUu
Ist 8808  } erst einmal SOWelt, 1St keine Schwierigkeit mehr, einen Dualismus zwischen
privatwirtschaftlicher Basıs und öftentlicher Aufgabe statuleren

Man LUuL gut daran, den schillernden Begrift „OÖffentliche Aufgabe“ auf das zurückzu-
führen, Was tatsächlich beinhaltet, und der Klarheit halber VO  n öffentlicher Funktion
der Presse sprechen. Dıie Presse erfüllt iıhre öffentliche Funktion schon dadurch, dafß
s1e erscheint und Informationen öftentlich macht. ehr 1St VO  w ıhr nıcht verlangen.
Mıt dieser Funktion steht die privatwirtschaftliche Basıs der Presse 1n keinem ırgendwie
gearteten Spannungsverhältnis, insbesondere WEeNn INa  e} berücksichtigt, daß Eıgentum
nach Art verpflichtet und da{ß seiın Gebrauch dem Wohl der Allgemeinheit
dienen, das Wohl der Allgemeinheit ZUuU beachten hat Genau dies mMuUu auch die Aufgabe
der privatwirtschaftlich strukturierten Presse seın

Sılbermann Zahn, Die Konzentratıon der Massenmedien und ıhre Wırkungen (Düsseldorf,
Wiıen 240

Löftler, Presserecht, B München 15
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Demokratisierung“
Nun taucht iın der Diskussion die Medienpapiere wiıederholt die Forderung nach

„Demokratisierung“ der Medien auf Denn, heißt 1n einer Entschließung der Ar-
beitstagung der Redakteursausschüsse VO 19772 in Ronneburg, „Massen-
medien können Demokratie nıcht tördern, WELN s1e nıcht selbst demokratisch organı-
s1ert sind“ der heißt, mehr Demokratie in den Verlagen und Rundfunkanstalten
solle das Recht des Bürgers auf Information sıchern

Abgesehen VO  e} der ırrıgen Vorstellung, daß 1Ur Redakteure frei sej]en VO  - prıvaten
Interessen und eshalb (saranten der Intormationsfreiheit seıin könnten, bleibt eın
grundsätzlıches Problem klären Was 1St Demokratisierung verstehen?

In der abendländischen TIradıtion politischen Denkens 1St Demokratie zunächst 1m
politischen Bereich beheimatet. Sıe 1St dadurch charakterisiert, da{fß Herrschaft VO olk
mitbestimmt wiırd. Demokratie 1St darauf ausgerichtet, unterschiedliche Zielvorstellun-
SCH un Interessenrichtungen eınes Volks autf einen gemeınsamen Nenner bringen
un durch Beratung und Verhandlung einen Konsens herbeizuführen. Hiıerbei gelten
nıcht die Kategorıien VO  3 Befehlen und Gehorchen, sondern Gleichberechtigte und
Gleichgestellte stehen ebenbürtig nebeneinander. Damıt 1St Herrschaft nıcht aufgehoben.
Die Führung mu{ß in der and ein1ıger wenıger liegen, die über ein ZEW1SSES Ma{iß VO  —

Entscheidungsfreiheit verfügen. Es esteht lediglich die Chance, die Inhaber der acht
auszuwechseln, WECNN S1e mi1t den Zielvorstellungen der Mehrheit nicht mehr überein-
stimmen.

Im nıchtpolitischen, VOTL allem dem wirtschaftlich-sozialen Bereich 1Sst die Sıtuation
anders. Seit der Antike 1St die abendländische Sozialordnung bestimmt durch die Unter-
scheidung VO  w Politischem und Nıchtpolitischem. Nur totalıtäiäre Diktaturen suchen diese
Unterscheidung autzuheben. Dıie Verschiedenheit lıegt darın begründet, dafß alle Sozial-
tatbestände und ıhre Institutionen Inıtiationsgebilde sind, die 1ın sıch Ungleiche VEI-

einıgen 16, Die Zielsetzung 1St vorgegeben, wiırd nıcht ErSt: durch Rede und Gegenrede
herausgearbeitet. Anders als 1in dem demokratischen Staat wirken verschiedene Freıe,
aber VO  w ihrer Funktion her Ungleiche einer vorgegebenen Aufgabe

Damıt 1St nıchts ZDESAQL ine Änderung der Formen menschlichen Miıteinanders,
Anhörung, Mitwirkung und in gegebenen renzen auch Mıtbestimmung. Nur hat

das M1t „Demokratisierung“ nıchts CunN; 1St vielmehr der Versuch, die Bınnen-
struktur VO  ' Sozialtatbeständen konstitutionalısieren, S1e freier und wenıger hijerar-
chisch gestalten. Das äandert aber nıchts Grundsätzliches der relatiıven Ungleichheit
der Betriebsangehörigen, der notwendigen Führung eınes Unternehmens und der
Entscheidungsfreiheit der Führenden. ıcht die Strukturen werden geändert, sondern
das „Betriebsklima“ wırd oftener, lıberaler.

Skriver, Schreiben nd schreiben lassen. Innere Pressefreiheit Redaktionsstatute (Karlsruhe

Hennıis, Demokratisierung. Zur Problematik eines Begrifis (Köln 2 9 33
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Demokratie 1St ıne Ordnungsform staatlıchen Lebens, eın Strukturproblem WwIirt-
schaftlicher oder soz1ialer Instiıtutionen. Im Blick auf die MI1t der demokratischen Staats-
form zusammenhängende Liberalıität, Oftenheit und Toleranz 1St sS$1e ine Grundhal-
tung und Gesinnung, nıcht aber eın Formungsprinzıp für alle Bereiche. Deshalb 1St die
These talsch, Massenmedien könnten die Demokratie NUur dann tördern, WE S1e selbst
demokratisch organısıiert selen. Nıcht die Organisationsform der Massenmedien steht in
Beziehung ZUuUr Demokratie, sondern Haltung und Charakter der in ıhnen Tätıgen.

„Innere Pressefreiheit“

urch die sSogenannte „innere Pressefreiheit“ oll 1ın den Redaktionen der Zeitungen
und des Rundfunks der Schritt einer Demokratisierung erfolgen. uch dieser Be-
oriff 1St iırreführend. Wer VO  - Pressefreiheit 1m allgemeinen, nıcht 1mM rechtstechnischen
Sınn spricht, meınt die Unabhängigkeit der Presse und der in ıhr Täatıgen VO  ; Stadt,
Gesellschaft und sonstigen Gruppilerungen, die außerhalb der Presse stehen. Was oll
und ann demgegenüber „innere Pressefreiheit“ bedeuten? Die Freiheit des Redakteurs
VO Verleger? Wer denkt, geht VO der alschen Vorstellung AuUsS, die Pressefreiheit
komme ausschließlich den Journalisten und werde innerbetrieblich durch den Ver-
leger gefährdet.

Tatsächlich wırd durch den Sprachgebrauch VO  e} der „inneren Pressefreiheit“, der VO

dem Juristen Walter Mallmann im Sınn einer gezielten Polemik für das Verhältnis Ver-
leger-Redakteur eingeführt, ıhm selbst inzwischen aber problematisch geworden 1St 1
das Verhältnis zwiıischen Verleger und Redakteur in seıiner Substanz verdunkelt. Wenn
mMI1t ıhm LUr eıne Regelung dieses Verhältnisses gemeınt ware, lıeße sıch arüber reden.
Dıie Zielvorstellung Jener, die den Begriff 1ın Umlauf gZESETIZT haben, und jener,; die iıh
heute mMIt Vorliebe gebrauchen, geht jedoch darüber hinaus. Sıe suchen den Verleger ZU

Kaufmann, Ja ZU Kautmann mınderen Rechts degradıieren, der auf das Produkrt
keinen Einfluß hat, und wollen ıhm nıcht zugestehen, da{fß auch publizistische Verant-
WOrtung tragt und der 1mM Grundgesetz verankerten Pressefreiheit teilhat.

Wieder wırd, WwW1e bei dem Terminus Demokratisierung, eın Begriff verfälscht. Die
Ideologen verstehen CDy daraus Kapıtal schlagen. Sı1e reiten auf der Welle „innere
Pressefreiheit“, sınd zufrieden damıt, dafß das Wort immer weıtere Verbreitung findet,
und gehen gleichzeitig daran, iıhren Inhalt des Begriffs immer deutlicher herauszustellen.
So ordert der bereits Horst Holzer 1ne allmähliche Entmachtung des Ver-
legers durch ine spezıielle orm der Mıtbestimmung, nämlich ine Form, die sıch „ VOIL
allem auf das Verhältnis Journalisten-Verleger richten hätte“.

ı@} Mallmann, Pressefreiheit Uun! Journalistenrecht, 1n ! Es geht ıcht 11UTr Springer. Material
un: Meıinungen ZUuUr ınneren Pressefreiheit, hrsg. Wıiltert (Maınz
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Damıt dies nıcht Sal exXiILrem erscheint, darf der Verleger vielleicht noch die grund-
sätzliche Haltung seıiner Zeıtung festlegen. Alles weıtere aber, w1e Auslegung der
Grundhaltung, Entscheidung bei NEU auttretenden Fragen VO grundsätzlicher Bedeu-
tung und die Gestaltung der Zeıtung 1m einzelnen soll bei der Redaktion liegen. Der
Verleger ware, w1e wıederum Holzer Sagt, „Jledigliıch der VO Journalistenkollektiv
gewählte Geschäftsführer, der die kaufmännische Organısatıon leiten hätte“.

Fıne Verlagerung der Entscheidung VO Verleger aut ine Mehrkheit der Redaktion
ware nach heutigem Sprachgebrauch vielleicht „mehr Demokratie“. In Fragen aber, in
denen letztliıch die FExıistenz des Unternehmens veht, ob die Zeıtung dem Erwar-
tungshorizont iıhrer Leser entspricht oder nicht, ob s1e gekauft und gelesen wiırd, ISt die
Verbindlichkeit VO  m- Mehrheitsvoten nıcht verantworten, wenn Rısiıko und Verant-
WwWOortung einerselts und Entscheidungsrecht andererseıts auseinandergerissen werden.
Eıne VO allen wirtschaftlichen Folgen unabhängige Redaktion könnte sıch über Leser-
wünsche ebenso hinwegsetzen W1e€e über wirtschaftliche Notwendigkeiten. Sıe könnte die
Grundhaltung der Zeıitung, ihre gewachsene Individualität und den gesamtgesellschaft-
lichen Bezug jederzeit unterlaufen und die Zeiıtungen bald ebenso funktionsunfähig
machen, Ww1e manche Unıiversiıtäten schon heute sind. Die Parallele zwischen Hoch-
schulen und Massenmedien 1St iınzwischen vielen aufgegangen 1

Pressekonzentration

Mıt Hilfe der „Demokratisierung“ sollen die Folgen elines Prozesses, der die gesamMTE
Wirtschaft der Industrienationen betallen hat, aufgefangen werden, die Konzentratıion.
Ihr wıdmen alle Medienpapıiere besondere Aufmerksamkeit. Konzentration 1M Bereich
der Massenmedien 1St WAar einerselts ebensowenig vermeıiıdbar W1e 1in anderen Wırt-
schaftszweigen. Andererseıts aber kann S1€e elıner Beeinträchtigung der Informations--
un Meıinungsvieltfalt führen. Darın liegt das besondere Problem. Denn Meinungsviel-
falt wırd durch 1nNe ZEW1SSE Anzahl VO  . Meınungsträgern begünstigt.

Auch hier berücksichtigt INa  &3} bei Dıiagnose und Therapie die Fakten wen1g oder
gar nıcht und hängt ideologischen Glaubenssätzen. Zunächst 1St festzuhalten, dafß
wirtschaftliche Konzentratıion nıcht notwendiıg die publizistische ZUur Folge hat ıne
Zeitung, die eın breites Spektrum der Informationen bietet, auch relevante Meınungen,
M1t denen S1e 1n ihrem Meıinungsteil nıcht übereinstimmt, 1sSt ihrerseıts bereits vielfältig

Wenn InNna  w dazu noch sıeht; daß das Leserverhalten restriktiv 1St und die ehr-
heit 11UTE 1ne einzıge Tageszeıtung liest, dann 1St die Informationsvieltalt 1n der Zeitung
ebenso wichtig, WE nıcht wichtiger als eıne Vielzahl VO Zeıtungen, deren Intorma-
tionsangebot jeweıils den einseit1gen Vorstellungen einer bestimmten Gruppe entspricht.

Vgl Schoeck, 242; Schelsky, Dıiıe Strategıe der Systemüberwindung, 1n * Frankfurter
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Medienpolitik

UÜbersehen wird in allen Konzentrationsdiskussionen, dafß heute ein Multi-Media-
Angebot besteht, VO dem die me1listen Empfänger Gebrauch machen. Hörfunk und
Fernsehen siınd m1t ihren Nachrichten 1m allgemeinen schneller als die Zeıtungen, die
schon eshalb keine wesentliche Intormation unterschlagen können. Konzentratıiıon führt
also nıcht der viel berufenen Manıipulatıon. Außerdem sınd andere Kommunika-
tionstormen w1e VOTL allem tach- und gruppenbezogene Publikationen tür den Proze{fß
der Meinungsbildung vieltach VO  e ebenso großer Bedeutung W1e dıe Tageszeıtungen.
Was nutzen außerdem viele Zeıtungen, die sıch angesichts der Kostenentwicklung keine
eigenen Nachrichtenquellen zulegen können, sondern alle mehr oder wenıger auf den-
selben Fundort zurückgreifen?

In Anbetracht der technischen Entwicklungen, die die Grenze zwischen lesbaren, hÖör-
baren und sehbaren Intormationen ımmer mehr verschwinden lassen und ıne indıvi-
duelle Auswahl der unıversal angebotenen Nachrichten ermöglichen werden,
manche Diskussionen über Pressekonzentration „bereıts hinterwäldlerisc S1e —

ıen den Status qQUO ftestzuschreiben ohne Rücksicht auf das, W 4S Indiyiduum und (Ze-
sellschaft für Zukunftserwartungen haben „Angesichts der MI1t riesigen Investitionen
verbundenen künftigen Medientechnik wırd Probleme der internationalen Zu-
sammenarbeit und Konzernbildung gehen.“14

uch das SOgENANNTE Lokalmonopol 1St 1in yleicher Weise beurteilen. Die wesent-

lichen Funktionen werden VO allein gestellten Lokalzeitungen 1m allgemeinen erfüllt.
ja x1ibt Hınweise dafür, da{ß S1e be] kritischen Kommentaren wenıger Rücksicht

nehmen rauchen als konkurrierende Zeıtungen, die ihre Exı1istenz besorgt sSind.
Vielleicht 1St be] Monopolzeitungen das redaktionelle Angebot kleiner. Anderer-
seIts 1STt gerade bei ihnen die Interessenvielfalt orößer, weıl S1e alle Gruppen berücksich-
tigen mussen 1 Versteht INa  . unter demokratischer Haltung die Bereitschaft, kognitive
Dıssonanzen überwinden, also auch vegenteilıge Meınungen ZUT Kenntnıis nehmen,

1STt dıe Zeıtung mMiıt breiter Interessenvieltalt dazu zweiıtellos besten gyee1gnet.
Im Hınblick auf diese verwickelten Tatbestände wıirkt abenteuerlich, WenNn INa  —

bestimmte Yenzen 1mM Konzentrationsprozeiß festlegen will, denen die Informa-
t10NS- und Meınungsfreiheit gefährdet oder beeinträchtigt sein soll Man hat den Fın-
druck, ırgend jemand habe miıt der Stange 1mM Nebel herumgestochert, se1 auf Wiıderstand
gestofßen und fixiere 11U11 blind einen beliebigen Punkt Warum oll die Gefährdung
oder Beeinträchtigung des treien publizistischen Wettbewerbs bei bzw 40 0/9 begin-
Hen und nıcht be] und 0/0 Marktanteil 16 »

Gerade dem Beispıiel der Konzentratıion wiırd deutlich, w 1e€e kompliziert die Pro-
blematik einer Medienpolitik 1St Es 1St eben doch eın yrundlegender Unterschied, ob

14 Ronneberger, Konzentration un Kooperatıon 1n der deutschen Presse Aaus kommunikationspoli-
tischer Sıcht, 1 * Publizistik 16 WHLOZTE) 1 A

15 Ebd 25
16 Vgl den VO einem Professorenkreis vorgelegten „Entwurf eines Gesetzes zu Schutze freier

Meınungsbildung“ (Tübingen}
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durch kartellrechtliche Maßnahmen der Konzentration in der Industrie oder 1m publi-
zistischen Bereıich entgegengewirkt werden oll Denn der industrielle Bereich äßrt sich
gegenüber anderen, iınsbesondere gegenüber der Gesellschaft klar abgrenzen, während
dıe Massenmedien MIt iıhrer Massenkommunikation sıch dem jeweiligen Entwicklungs-
stand des gesellschaftlichen Prozesses AaNZUDASSCH haben Massenkommunikatıion darft
nıcht VO politischen System gBESTLEUECT werden. Es esteht ohnehin dıe Gefahr, da{flß der
S  J  taA4t immer mehr gesellschaftliche Reservate erfaßt und 1ın Verwaltung nımmt. Warum
sollte nıcht dann, wenn der Ruft nach staatlıcher Regelung A  ertOnt, versuchen, auch dıe
Massenkommunikation ın den umtassenden Verwaltungsbereich einzubeziehen? Miıt
anderen Systemen w1e Erziehung und Bildung, Kirche, port und selbst Wirtschaft 1St
Ja bereits mi1t Erfolg geschehen 1

Medienkonzepte und recht Medienpolitik mussen den komplexen Tatbeständen
gerecht werden und dürten S1e nıcht willkürlich auf wenıge Aspekte reduzieren. S1e
mussen often se1ın für den sozjalen Wandlungsprozeßß, der MI1t der Massenkommunika-
tıon korrespondiert. urch entsprechende Gestaltung des Kommunikationssystems annn
der Prozef(ß erfaßt und beeinflußt werden. Das dartf be1 allen Konzepten nıcht VErgESSCHN
werden. Medienpolıitik 1STt insotern ın emınentem Maß zugleich Gesellschaftspolitik. Die
Erwartungen der soz1alen und polıtischen Institutionen mussen war ın bezug auf Ak-
tionen und Reaktionen erfüllt werden. Entscheidender Orientierungspunkt leiben Je=-
doch in der Massenkommunikatıon einer freiheitlichen Gesellschaft die Wünsche und
Erwartungen des Publiıkums, die Art, Weıse und Umfang se1nes Rezeptionsverhaltens
bestimmen. Zweckrationale Gesetzestechniken können daran LLUTL dann andern,

s1e zugleich die Freiheit des Individuums einschränken.

17 Ronneberger, 25
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